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Von: schweiz.sonntag!nzz.ch
Gesendet: Mi, 20. Juni.2012, 11.02
An: h.attenhofer!bluewin.ch
Betreff: linkes Bier

Prost, Herr Attenhofer!
Die Berner Reitschule hadert mit

ihrem Bierlieferanten Alois Gmür.
Zwar ist dessen Einsiedler Rosen-
garten-Bier sehr beliebt, doch hat
CVP-Parlamentarier Gmür im Natio-
nalrat für die Verschärfung des Asyl-
gesetzes gestimmt. Sein Gerstensaft
hat in linken Kehlen deshalb ein
Gschmäckle. Nun rätseln die Genos-
sen, wo man ein politisch korrektes
Bier erwerben kann. Als Sozialdemo-
krat und Generalsekretär der Gesell-
schaft zur Förderung der Biervielfalt
haben Sie sicher einen Tipp. Nicht
dass in der Reitschule noch Mineral-
wasser konsumiert wird!

Ad gloriam cerevisiae!
Ihre NZZ am Sonntag

Von: h.attenhofer!bluewin.ch
Gesendet: Fr, 22. Juni 2012, 8.50
An: schweiz.sonntag!nzz.ch
Betreff: AW: linkes Bier

Liebe NZZ am Sonntag
Bier ist ein weltumspannendes

Genussmittel, das Völker zusam-
menführt und nach wüsten Parla-
mentsdebatten Politiker aller Cou-
leur vereinigt. Bier ist neutral und
stiftet Frieden. Es beruhigt und
macht klug dank Vitamin B. Mine-
ralwasser schafft das nicht. Brauer
haben wie alle Biertrinker ein poli-
tisches Herz. Wer also Bier boykot-
tiert, handelt unpolitisch und soll
Sirup trinken. Wer das nicht akzep-
tiert, versteht von Bier so viel wie
das Krokodil von Fruchtsalat.

Mit Bierernst
Hartmuth Attenhofer

Classe
politique

........ .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..

Martin Bäumle, Parteichef, erhält
Zulauf von rechts. Laut zuverlässigen
Quellen wird am Dienstag die Thur-
gauer SVP-Politikerin Marlies Näf-
Hofmann ihren Übertritt zu den
Grünliberalen Bäumles bekanntge-
ben. Näf-Hofmann sass für die Partei
von 1992 bis zu ihrer Abwahl diesen
Frühling im Kantonsparlament und
machte sich mit ihrem Engagement
für die Palliativmedizin schweizweit
einen Namen. So profiliert Näf-Hof-
mann freilich ist, so wenig kann
Bäumle sie unter der Rubrik «Blut-
auffrischung» abbuchen: Näf-Hof-
mann zählt 85 Lenze und war damit
bis zu ihrer Abwahl die älteste Kan-
tonsrätin der Schweiz.

Doris Leuthard, Gipfelstürmerin,
kehrt von mühsamen Verhandlungen
zurück. Als Leiterin der Schweizer
Delegation am Nachhaltigkeitsgipfel
setzte sich die Bundesrätin diese
Woche in Rio für ein «nachhaltiges
öffentliches Beschaffungswesen»
ein. Vielleicht wäre die Aufgabe ein-
facher gewesen, wenn Leuthard den
besten Schweizer Trumpf mitgenom-
men hätte – den Direktor der eid-
genössischen Steuerverwaltung. Die-
ser demonstrierte zwar daheim in
Bern, wie man sich mit Nachhall um
jede öffentliche Beschaffung foutiert.
In Sachen Nachhaltigkeit kriegt Urs
Ursprung aber Bestnoten. Dank sei-
nem Schiffbruch beim Kauf neuer
Informatik arbeitet die Steuerver-
waltung noch heute mit Computer-
systemen aus den achtziger Jahren.
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«Wir müssen enger
zusammenrücken und
einsehen, dass Energie
und Verkehr nicht länger
so billig sein können.»
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«Wir fordern
ein Rekursrecht
gegen
Einzonungen»
Landschaftsschützer Raimund Rodewald
feiert politische Erfolge wie noch nie. Er
setzt auf eine neue Koalition mit Bauern
und dem Tourismus und will jetzt das
Verbandsbeschwerderecht auf die
Raumplanung ausdehnen
NZZ am Sonntag: Ob bei Zweitwoh-
nungen, Raumplanung oder Kulturland
– das Volk stimmt derzeit so natur-
schutzfreundlich ab wie selten. Wie er-
klären Sie sich das?

Raimund Rodewald: Das Phänomen
ist tatsächlich erstaunlich. In Umfra-
gen spricht sich das Volk seit Jahren
für einen starken Landschaftsschutz
aus, nur wurde dies selten in die Tat
umgesetzt. Seit drei Jahren beobachte
ich nun einen Paradigmenwechsel. Ich
werte das als Gegenreaktion auf die
Bausünden der letzten Jahre. Wir ha-
ben jährlich eine Fläche in der Grösse
des Walensees verbaut. Nun sieht und
spürt die Bevölkerung, was das bedeu-
tet. Die Raumplanung ist nicht mehr
ein abstrakter Rechtsakt, sie greift
direkt ins Leben der Menschen ein.

Und Sie als Rufer in der Wüste sind
plötzlich mehrheitsfähig. Ein seltsames
Gefühl?

Irgendwie schon. Ich habe in 22
Jahren als Leiter der Stiftung Land-
schaftsschutz noch nie eine solche
Erfolgswelle erlebt. Wir dürfen uns
aber nicht blenden lassen, der Bau-
druck ist und bleibt hoch.

Auch politisch sind die Mehrheiten fra-
gil, es spannen häufig linke Umwelt-
schützer, rechte Heimatschützer und
Bauern zusammen. Ist diese Allianz
politisch zukunftsfähig?

Die politische Landschaft hat sich
verändert. Es gibt eine neue Mitte,
Naturschutz ist nicht mehr nur ein
linkes Anliegen, und man denkt bei
Raumplanung nicht mehr automatisch
an den Ostblock. Die Bauern merken,
dass auch sie ein eminentes Interesse
am Landschaftsschutz haben. Und der
Tourismus sieht ein, dass zubetonierte
Ferienorte schlecht sind fürs Geschäft.

Der Tourismus war aber gegen die
Zweitwohnungsinitiative, und die Bau-

ern wehren sich gegen mehr Gewässer-
schutz oder umweltfreundlichere Di-
rektzahlungen.

Die Verbände schon, doch sie wer-
den zunehmend von ihrer Basis über-
holt. So haben selbst in Tourismus-
orten viele Bürger der Beschränkung
von Zweitwohnungen zugestimmt. Es
setzt sich die Erkenntnis durch, dass
es schadet, wenn die Schweiz ihre
Trümpfe Natur und Landschaft weiter
zerstört. Ich bin darum zuversichtlich,
dass diese Allianz auch künftig Erfol-
ge feiern wird.

Auffallend ist der starre Charakter der
Rezepte. Es geht immer um Quoten,
Verbote oder Moratorien. Lässt sich
Raumplanung nicht auch mit flexible-
ren Mitteln betreiben?

Doch. Wir haben dafür plädiert,
dass handelbare Flächennutzungs-
zertifikate eingeführt werden. Wer auf
der grünen Wiese bauen will, müsste
ein solches Zertifikat kaufen. Damit
erhielte der Flächenverbrauch einen
zusätzlichen Preis, die Zersiedelung

würde eingeschränkt. Auch die Mehr-
wertabgabe auf neu eingezontes Land,
die das Parlament nun beschlossen
hat, geht in diese Richtung. Diese Ab-
gabe macht es interessant, dort Bau-
land einzuzonen, wo es wirtschaftlich
sinnvoll ist. Dafür kann man unnötige
Bauzonen in der Peripherie auszonen.
So findet eine Verlagerung statt.

Der Zürcher Entscheid geht in eine an-
dere Richtung. Er erschwert das Bauen
im Siedlungsgebiet und erhöht damit
den Druck, weiter in die Breite zu bauen.

Die Zürcher Kulturlandinitiative
geht in der Tat weiter, als wir das je
angestrebt haben. Dort muss man bei

der Umsetzung nun aufpassen, dass es
nicht kontraproduktiv wird und die
Verdichtung gefährdet.

Also hätten Sie Nein gestimmt?
Aus meiner Sicht wäre diese Initia-

tive nicht mehr nötig gewesen, da wir
jetzt auf Bundesebene ein griffiges
Raumplanungsgesetz bekommen.
Doch das konnte bei der Lancierung
ja noch niemand ahnen. Ich begrüsse
aber den Entscheid, auch als Signal an
jene, welche die nationale Lösung per
Referendum bekämpfen wollen: Sie
werden Schiffbruch erleiden.

Mit dem neuen Raumplanungsgesetz
ist das Parlament Ihnen weit entgegen-
gekommen. Ist Ihre Arbeit nun getan?

Keineswegs. Nun wird es darauf
ankommen, dass das Gesetz – anders
als bisher – korrekt umgesetzt wird.
Jetzt braucht es Kontrolle. Wir for-
dern daher, dass die Umweltverbände
neu auch ein Rekursrecht gegen Ein-
zonungen erhalten. Heute können wir
zwar Beschwerde erheben, wenn ein

Raimund Rodewald

Raimund Rodewald gilt als einer der
erfahrensten Landschaftsschützer in der
Schweiz. Der 53-jährige Bieler leitet seit
bald 22 Jahren die Geschäftsstelle der
Stiftung Landschaftsschutz Schweiz
und kämpft in dieser Funktion ebenso
hartnäckig wie kenntnisreich für den
Erhalt wertvoller Landschaften und eine
wirkungsvolle Raumplanung. Dafür und
speziell für seinen Einsatz zugunsten
des Verbandsbeschwerderechts verlieh
ihm die Universität Basel 2008 den Titel
eines Ehrendoktors. Rodewald gilt auch
als Vater der Landschaftsinitiative, die
in der Diskussion um die Schweizer
Raumplanung eine kleine Revolution
ausgelöst hat. (dli.)

Bund plant stärkeren Schutz für wertvolles
.......... . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..

Das Kulturland soll landesweit
besser vor Überbauung bewahrt
werden. Anders als Zürich setzt
der Bund dabei aber nicht auf
starre Verbote, sondern auf eine
Kompensationspflicht.
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . ..

Daniel Friedli

Das Zürcher Stimmvolk hat es letzten
Sonntag mit dem Ja zur Kulturland-
initiative getan, bald dürfte der Bund
nachziehen. Auch er will das Acker-
land der Bauern besser schützen. Wie
Stephan Scheidegger, Vizedirektor im
Bundesamt für Raumentwicklung
(Are), erklärt, sind entsprechende
Massnahmen für die nächste Revision
des Raumplanungsgesetzes vorgese-
hen. Die Fachleute von Umweltminis-
terin Doris Leuthard haben dieses Pro-
jekt zusammen mit interessierten Krei-
sen bereits in Angriff genommen.

Im Vergleich zum Wortlaut der Zür-
cher Initiative, die den absoluten

Schutz des Kulturlandes verlangt, setzt
der Bund aber auf ein flexibleres In-
strument. Im Vordergrund steht der-
zeit die Erhaltung des wertvollsten
Ackerlandes, der sogenannten Frucht-
folgeflächen, durch eine Kompensa-
tionspflicht. Sie würde besagen, dass
Fruchtfolgeflächen künftig nur noch
überbaut werden dürfen, wenn anders-
wo gleichwertiger Ersatz geschaffen
wird. Eine derartige Regel könnte laut
Scheidegger jedoch nicht absolut gel-
ten, sondern nur als gesetzlicher
Grundsatz. Im Einzelfall müssten Aus-
nahmen möglich sein.

Eigentlich wären die Kantone schon
heute verpflichtet, den Umfang ihrer
Fruchtfolgeflächen zu erhalten. Dazu
existiert auf Bundesebene ein Sach-
plan, in dem für jeden Kanton das Soll
an schützenswerten Flächen ausgewie-
sen wird. Die entsprechende Vorschrift
ist aber lediglich auf Verordnungsstufe
festgeschrieben – und sie wird in der
Praxis nur halbherzig umgesetzt. So
kritisieren Landschaftsschützer, dass
etliche Kantone ihren Vorgaben hinter-

herhinken, etwa Freiburg, aber auch
der Kanton Zürich.

Mit der expliziten Aufnahme der
Fruchtfolgeflächen ins Gesetz will der
Bund dem Thema nun mehr Gewicht
verleihen, wie Scheidegger sagt. Ziel
sei es, den Bodenschutz quantitativ
und qualitativ zu stärken, um so dem
Druck der Immobilienwirtschaft bes-
ser entgegenwirken zu können. Noch
offen ist, wann das Are seine Vorschlä-
ge in den politischen Prozess einspeist.
Dies wird auch davon abhängen, ob die
kürzlich vom Parlament verabschie-
dete Revision des Raumplanungs-
rechts (siehe Box) mit dem Referen-
dum bekämpft wird oder nicht.

Das Beispiel der Zürcher Kultur-
landinitiative sorgt derweil auch in an-
deren Kantonen für Gesprächsstoff.
Wie Marionna Schlatter vom Initiativ-
komitee sagt, haben sich im Zuge der
Abstimmung andere grüne Sektionen
in Zürich gemeldet und Interesse an
ähnlichen Vorstössen bekundet. Die
St. Galler Grünen etwa haben laut Co-
Präsident Andreas Graf bereits eine Mit einer Kompensationspflicht für Neueinzonungen will


